
VW-„Zukunftspakt“



13

Titel

Rote Fahne 25/2016

Der VW-Vorstand preist seinen „Zukunftspakt für VW“ als „größtes Mo-
dernisierungsprogramm in der Geschichte“.1 Bei der Kollegenzeitung 
„Vorwärtsgang“ – dort arbeiten auch Genossinnen und Genossen der 
MLPD mit – sieht man das ganz anders: „Es wurde noch keiner der Ver-
antwortlichen im Aufsichtsrat oder Vorstand für die kriminellen Machen-
schaften zur Rechenschaft gezogen. Dafür wollen sie die Krisenlasten auf 
uns und die Bevölkerung abwälzen. Das können wir nicht kampflos hin-
nehmen“, so eine Extra-Ausgabe vom 21. November.�   >

Plan mit fatalen Folgen
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Strafzahlungen, Kosten für Rückrufe, Aktionärskla-
gen usw. auf  Jahre gravierend geschmälert. Analys-
ten rechnen mit einem Gesamtvolumen von bis zu 
50 Milliarden Euro.

Das ist ein schwerer Schlag im Kampf um die 
Weltmarktführerschaft. Denn inzwischen haben aus-
ländische Konkurrenten in den USA und vor allem 
in China bei der Entwicklung alternativer Antriebs-
technologien einen Vorsprung. Nicht Umweltschutz, 
sondern nackte Profitangst treibt die VW-Bosse zum 
verstärkten Einstieg in die E-Mobilität. 

Abwälzung der Krisenlasten 
Im Frühjahr 2016 hat die MLPD eine Broschüre heraus-
gebracht: „VW-Krise – wie Automonopole mit Hilfe 
des Staates Milliardenprofite durch höchst kriminelle 
Machenschaften einstreichen“. Die MLPD hat sich von 
Beginn an mit der Bundesregierung und dem VW-
Konzern angelegt. Alle Analysen und Schlussfolge-
rungen der Broschüre haben sich voll bestätigt.3 In-
zwischen hat sich die VW-Krise weiter vertieft: Viele 
deutsche Hersteller und Zulieferer wie Bosch sind an 
den kriminellen Machenschaften beteiligt. Immer 
neue Seiten der Rolle der Bundesregierung, vor allem 
ihres Verkehrsministers Alexander Dobrindt (CSU), 
kommen ans Licht. In den Belegschaften und unter 
den Betroffenen verbreitet sich: „Die Verursacher sol-
len die Folgen der Krise bezahlen.“ Daran haben die 
MLPD und ihre Betriebsgruppen Anteil.

Durch die Manipulationen sind weltweit min-
destens elf Millionen Käuferinnen und Käufer ge-
täuscht und betrogen worden.4 Dadurch haben ihre 
Autos erheblich an Wert verloren, zum Teil 30 Pro-
zent. Doch nur in den USA hat VW bislang Entschädi-
gungen von je nach Modell 5000 bis 10 000 US-Dollar 
gezahlt. Minister Dobrindt hat persönlich im Herbst 
2015 ein Gesetz für Sammelklagen verhindert: „Leh-
nen wir ab!!! Komplett streichen!“ – sicher nicht ohne 
Rückendeckung von Angela Merkel.

Der VW-Vorstand hat bislang Rückstellungen  
von 16,7 Milliarden Euro für Strafzahlungen gebildet. 
Sie werden in der Bilanz als „Verluste“ ausgewiesen, 
um so Steuern zu sparen. Was ist das anderes als indi-
rekte Steuerhinterziehung? Kein Arbeiter kann seine 
Strafzettel für zu schnelles Fahren von der Steuer ab-
setzen! Allein in Wolfsburg sind die Steuereinnahmen 
von 2014 auf 2015 um 200 Millionen Euro gesunken. 
„Wir müssen dafür höhere Parkgebühren und höhere 
Preise für die Freibäder zahlen“, berichtet eine Frau 
aus Wolfsburg. �  >

Am 18. November traten VW-Chef Matthias Müller, 
der Vorsitzende des Konzern- und Gesamtbetriebs-
rats Bernd Osterloh, der Personalvorstand Karl-Heinz 
Blessing, VW-Markenchef Herbert Diess und Nieder-
sachsens SPD-Ministerpräsident Stephan Weil ge-
meinsam vor die Presse, um den „Zukunftspakt für 
VW“ vorzustellen. Kein Wort dabei zur Aufklärung, 
kein Wort der Entschuldigung oder gar Einsicht!

Was bringt der VW-Pakt?
„Wir bauen mehr Autos mit weniger Leuten“ – so VW-
Markenchef Herbert Diess2. Dazu will er 23 000 der 
125 000 VW-Arbeitsplätze in Deutschland, 5000 in 
Brasilien und 2000 in Argentinien vernichten. Ziel: 
Steigerung der Arbeitsproduktivität um 25 Prozent 
und zusätzlich jährlicher Profit von 3,7 Milliarden 
Euro. Dieser Pakt ist nichts als eine verschärfte Aus-
beutungsoffensive. Er ist Teil der Abwälzung der Kri-
senlasten auf die Kommunen mit VW-Standorten, auf 
die Käuferinnen und Käufer von VW-Autos, auf die 
Steuerzahler und die Umwelt. Der Ausschluss „be-
triebsbedingter Kündigungen“ bis 2025 ist schlicht 
eine Lüge. 5700 Leiharbeitern droht ab sofort die Kün-
digung! „Die Leiharbeiter sind doch keine Arbeiter 
zweiter Klasse. Sie gehören zu uns, und dabei muss 
es bleiben“ – so wie dieser VW-Kollege aus Hannover 
denken viele.

Viele Kolleginnen und Kollegen können sich die 
vom Vorstand ins Spiel gebrachte Altersteilzeit nicht 
leisten. Sie müssen sich auf massiven Druck und Mob-
bing einstellen. Das droht auch denen, die an andere 
Standorte versetzt werden sollen. Die Erfahrungen 
nach der Schließung des Opel-Werks in Bochum zei-
gen: Wer nicht geht oder auf Druck selber kündigt, be-
kommt die Kündigung. Wenn sich der Vorstand mit 
seinen Plänen durchsetzt, stehen zusätzlich 20 000 bis 
30 000 Beschäftigte bei den Zulieferern vor dem Aus.

Was VW wirklich treibt
Um Primus auf dem Weltmarkt zu werden, setzte der 
VW-Konzern voll auf die Diesel-Strategie. Diese hat er 
noch als „Clean Diesel“ grüngewaschen. Damit hatte 
er zunächst Erfolg und überholte Toyota als Nummer 
eins auf dem Weltmarkt. Möglich war dies nur mit-
hilfe der kriminellen Manipulation der Abgas- und 
Verbrauchswerte sowie dem damit verbundenen 
Betrug an den Käufern und der Zerstörung der Um-
welt. Nach Enthüllung der Machenschaften vor rund 
einem Jahr steht der VW-Konzern vor den Scherben 
seiner Strategie. Die Profite von VW werden durch 

„VW hat kein Produk-

tivitätsproblem. Wir 

sollen ständig mehr 

machen! Überall 

fehlen Leute. Ich seh’ 

nicht ein, warum wir 

für die Strafzahlungen 

von VW bluten sollen.“

VW-Kollege aus Kassel

„Was sollen wir noch 

alles machen – wir 

gehen jetzt schon auf 

dem Zahnfleisch.“ 

So eine Kollegin 

aus Kassel.
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VW-Auszubildende in Wolfsburg – ihre Zukunft steht auf dem Spiel

„Sauberer Diesel“ – Betrug wurde eine Bauchlandung – jetzt sollen Belegschaften und Massen bluten

VW-Chef Matthias Müller, VW-Konzernbetriebsratsvorsitzender Bernd Osterloh, Niedersachsens SPD-Ministerpräsident Stephan Weil  ... 

sie geben alles – für die Macht- und Profitinteressen von VW
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genzuwirken.“8 Keine der im Bundestag vertretenen 
Parteien traut sich wirklich, dem allmächtigen VW-
Konzern etwas entgegenzusetzen! 

Und die rechte Gewerkschaftsführung und 
Betriebsratsspitze? „Wir haben den Zukunftspakt 
geschlossen, um Volkswagen wieder auf den Er-
folgskurs zu bringen … (und) uns an die Spitze der 
Industrie (zu) setzen!“9 – damit begründet der Be-
triebsratsvorsitzende Osterloh seine Zustimmung. 
Vom VW-Vorstand verlangt er einen Plan zur Über-
windung der angeblichen Verluste in ausländischen 
Betrieben. Damit fordert er als Präsident des Welt-
konzern-Betriebsrates – mehr oder weniger offen – 
die Vernichtung der 7000 Arbeitsplätze in Brasilien 
und Argentinien. Das ist blanker Sozialchauvinismus 
statt der eigentlich geforderten länderübergreifen-
den Solidarität. Im Aufsichtsrat deckten die IG Me-
tall-Vertreter die kriminellen Machenschaften. Allen 
voran der ehemalige IG Metall-Vorsitzende Berthold 
Huber. Der hatte im September 2015 den damaligen 
VW-Vorstandsvorsitzenden Martin Winterkorn von 
jeder Schuld freigesprochen, noch bevor irgendetwas 
untersucht war. Diese Politik der Klassenzusammen- 
arbeit zulasten der Beschäftigen und der Umwelt 
muss sofort aufgekündigt werden! Die Beschäftigen 
bei VW brauchen die IG Metall als Kampforganisation.

Kann man gegen VW ankommen?
Der VW-Pakt wird von der großen Mehrheit in den Be-
legschaften abgelehnt. Das Zukunftsprogramm des 
Kasseler VW-Widerstandskomitees stößt auf viel Zu-
stimmung – innerhalb und außerhalb des Betriebes. 
Inzwischen gibt es in mehreren VW-Städten solche 
Komitees. Ihr Ziel: den Kampf der VW-Belegschaften 
mit dem Kampf der Bevölkerung zu verbinden; aktiv 
Widerstand zu leisten gegen die Abwälzung der Kri-
senlasten auf die Massen – für den Erhalt der Arbeits-
plätze und Schutz der Umwelt!10

Aber viele haben noch Zweifel, ob man sich gegen 
den Konzern durchsetzen kann. Der VW-Konzern ist 
das siebtgrößte internationale Übermonopol mit Sitz 
in Deutschland. Es hat Produktionsstandorte in 21 
Ländern. Mit seinen Ausbeutungsprogrammen legt 
der Vorstand sich mit über 610 000 Beschäftigten auf 
der ganzen Welt an. Seine größte Angst ist deshalb, 
dass die Beschäftigten ihre Spaltung überwinden  
und sich über Ländergrenzen hinweg zusammen
schließen.

Die Internationale Automobilarbeiterkoordina-
tion hat Verbindungen und Kontakte zu VW-Kolle-
ginnen und -Kollegen in Europa, Lateinamerika und  > 

Seit 2009 hängt die Höhe der Kfz-Steuer für Erst-
zulassungen auch vom CO2-Ausstoß ab. Aber die tat-
sächlichen Verbrauchswerte – für Diesel und Benziner 
– liegen durchschnittlich 42 Prozent über den Anga-
ben der Hersteller! Das enthüllte der internationale 
Umweltforscher-Verbund ICCT im November.5 Müssen 
jetzt die Autofahrer diesen Betrug mit einer Neuein-
stufung der Kfz-Steuer bezahlen? Vor allem bedeutet 
das 42 Prozent mehr CO2-Ausstoß! Nach Angaben der 
Europäischen Umweltagentur sterben jährlich 467 000 
Menschen vorzeitig an „schlechter Luft“.6 

Warum wird das Verursacherprinzip  
außer Kraft gesetzt?
Die Vorstände bei VW haben sich in den letzten sechs 
Jahren 400 Millionen Euro an Boni genehmigt. Kritikern 
gegenüber rechtfertigen sie solche Summen gerne mit 
der großen „Verantwortung“, die sie angeblich tragen. 
Warum ist dann noch kein einziger dieser Verantwort-
lichen persönlich haftbar gemacht oder strafrechtlich 
verfolgt worden? 

Man muss kein Revolutionär sein, um zu mer-
ken, dass hier etwas grundlegend faul ist. Normales 
bürgerliches Rechtsempfinden wie das Verursacher-
prinzip wird über Bord gekippt. „Die hier ansässi-
gen internationalen Übermonopole, die zum allein 
herrschenden internationalen Finanzkapital gehören, 
haben sich den Staat vollständig untergeordnet und 
die Organe des Monopolkapitals sind mit den Orga-
nen des Staatsapparates verschmolzen. Sie haben 
ihre allseitige Herrschaft über die gesamte Gesell-
schaft … errichtet“7, so erklärt die MLPD in ihrem 
Programm die Situation. 

Stets zu Diensten: Regierung, Behörden und  
rechte Gewerkschaftsführung 
Verkehrsminister Alexander Dobrindt ist oberster 
Chef des Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA). Das KBA ist 
verantwortlich für die Zulassung von Fahrzeugen. Es 
prüft aber nicht selber, sondern vergibt die Messun-
gen an technische Dienste wie den TÜV. Der wiede-
rum wird für die Zulassungsprüfungen von den deut-
schen Autoherstellern bezahlt. 

Am 7. Juli hat der Bundestag einen Untersu-
chungsausschuss zu den „Manipulationen bei der 
Abgasbehandlung von Dieselfahrzeugen“ eingesetzt. 
Wer denkt, hier wird endlich untersucht, aufgeklärt 
oder gar zur Rechenschaft gezogen, täuscht sich. Die 
Hauptaufgabe des Ausschusses sieht dessen Vorsit-
zender Herbert Behrens von der Linkspartei vor allem 
darin, „der Verunsicherung vieler Verbraucher entge-

„Schon die geheimen 

Verhandlungen und 

Gerüchte führten zu 

großer Unruhe. Bis 

hin zu Protesten von 

Kollegen, die einzeln 

und in Gruppen, auch 

während der Arbeits-

zeit, zum Betriebsrat 

marschierten. Schon 

während der Ver-

handlungen machten 

Kollegen Vorschläge, 

die Arbeitszeit zu 

verkürzen. Einen 

finanziellen Ausgleich 

sollen die bezahlen, 

die die ganze Krise 

verursacht haben“, 

berichten Kollegen 

von Audi Neckarsulm.

Nach einem Liefer

stopp des Autozu-

lieferers Prevent im 

August 2016 drohten 

schon nach wenigen 

Tagen Produktions-

ausfälle in mehreren 

VW-Werken. Das zeigt: 

kleine strategische 

Belegschaftsteile kön-

nen die gesamte Pro-

duktion lahmlegen.
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■  Sofortiger Rücktritt von Verkehrsminister Do
brindt!
■  Keine Verrechnung von Strafen mit Steuern! 
■  Entschädigung aller geprellten Auto-Käuferinnen 
und -Käufer!
■  Besondere Maßnahmen zur Luftreinhaltung, fi-
nanziert durch VW, wie kostenloser Nahverkehr in 
betroffenen Städten! Strafgeld für die zusätzlichen 
Emissionen in die Atmosphäre in Höhe der Gewinn-
summe 2010–2015 des VW-Konzerns! Nutzung dieser 
Gelder für den Umweltschutz!
■  Übernahme aller Leiharbeiter und Werkverträgler! 
Kampf um jeden Arbeitsplatz! Für die 30-Stunden-
Woche bei vollem Lohnausgleich! 
■  Ausbau eines kostenlosen öffentlichen Nahver-
kehrs! Güterverkehr gehört auf die Schiene und auf 
Wasserwege! Schnellstmögliche Umstellung auf ein 
Verkehrssystem ohne Nutzung fossiler Brennstoffe!
■  Unabhängige Zusammensetzung des Untersu-
chungsausschusses des Deutschen Bundestages!

Jetzt ist ein selbständiger Kampf der VW-Be-
legschaften gegen die Abwälzung der Krisenlasten 
notwendig – in enger Verbindung mit dem Kampf 
der Bevölkerung gegen die Bundesregierung und 
gegen die Landesregierungen. Das Internationalisti-
sche Bündnis mit aufzubauen und seine Kandidatur 
zu den Bundestagswahlen als Internationalistische 
Liste/MLPD zu unterstützen – das ist ein „Zukunfts-
pakt“, der seinen Namen verdient.

Jetzt Mitglied in einer Betriebsgruppe der MLPD 
werden, Verantwortung übernehmen für den Kampf 
um den echten Sozialismus! Wenn die VW-Beleg-
schaften ein Zeichen setzen, werden Millionen hin-
ter ihnen stehen.

� Gerd Pfisterer

Asien.11 Die sind ein Trumpf zur Koordinierung des 
Kampfs gegen die Pläne des VW-Vorstandes. Darü-
ber hinaus können sich die Automobilarbeiter auf die 
uneingeschränkte Unterstützung der ICOR verlassen, 
in der sich weltweit 50 revolutionäre Parteien und 
Organisationen für den Kampf um den Sozialismus 
zusammengeschlossen haben. „Wir haben überzeu-
gende Argumente. Wir sitzen am längeren Hebel: Pre-
vent zeigt, wie anfällig VW für Produktionsausfälle 
ist“, schreibt der „Vorwärtsgang“. 

Viele Menschen sind unzufrieden mit der gan-
zen gesellschaftlichen Entwicklung, erwarten immer 
weniger von den bürgerlichen Parteien und suchen 
nach einem gesellschaftlichen Ausweg. Mit der Grün-
dung eines „Internationalistischen Bündnisses“ ist 
eine tatsächlich fortschrittliche Alternative entstan-
den. Die MLPD arbeitet dabei mit. Das Bündnis ist 
die Antwort auf den Rechtsruck der Regierung und 
solche Konzernmachenschaften, die von allen Bun-
destagsparteien mehr oder weniger gedeckt werden. 
Es bietet eine politische Plattform – auch für Kämpfe 
der Arbeiterklasse. 

VW-Vorstand in der Defensive
Mit seinem „Zukunftspakt“ versucht der Vorstand 
aus der Defensive zu kommen. Statt ihm dabei zu 
assistieren, müssen die Belegschaften, die VW-Käu-
ferinnen und -Käufer und die Menschen in den Kom-
munen ihre Rechnung aufmachen:
■  Strafrechtliche Verfolgung und Haftung aller Ver-
antwortlichen inklusive ihres Privatvermögens für 
die kriminellen Abgasmanipulationen!
■  Alle verantwortlichen Politiker in EU, Bundes- und 
Landespolitik, die in die Machenschaften verwickelt 
sind, müssen zur Rechenschaft gezogen werden!
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Die VW-Beschäftigten (hier in Wolfsburg) haben eine grundsätzliche Alternative: Kampf zur Beseitigung des Kapitalismus und damit der Aus-

beutung des Menschen durch den Menschen

Quellen:
1 �www.heute.de vom 

18. 11. 16
2 �Auf der Pressekonfe

renz am 18. 11. 16 
Focus Live Ticker

3 �Sie kann bestellt 
werden unter www.
people-to-people.de

4 �Von VW-Konzern-
marken: VW, Audi, 
Skoda, Seat und 
Porsche

5 �AUTO BILD, 
17. 11. 2016

6 �www.finanzen.net, 
23. 11. 2016

7 �Aus der auf dem 
X. Parteitag be-
schlossen Überarbei-
tung des Parteipro-
gramms der MLPD

8 �Spiegel online, 
8. 9. 2016

9 �Mitbestimmen, 
Zeitung des VW Be-
triebsrates vom No-
vember 2016

10 �Zum Zukunfts-
programm: www.
iaar.de (Suchwort: 
Gehilfen)

11 �Homepage:  
www.iaar.de
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Audi Neckarsulm: Streichung der 
Nachtschicht verhindert!
Rückgänge des Absatzes beim A6/7 sind nicht allein dem Modellauslauf geschuldet.  
Sie sind vor allem Auswirkungen der VW-Krise bei Audi

Kasseler VW-Beschäftigte und Familien: seit Jahren kämpferisch für Arbeiterinteressen (hier bei einer Aktion gegen Samstagsarbeit, 2011)

Bereits im Oktober gab es auf der Betriebs-
versammlung in Ingolstadt Pfiffe und 
Buh-Rufe gegen Audi-Chef Rupert Stad-
ler, als der die Streichung von Schichten 
ankündigte. In Neckarsulm positionierte 
sich der neue Betriebsratsvorsitzende Rolf 
Klotz im Oktober gegen die Streichung der 
Nachtschicht in der A6/7-Montage – das 
würde allein 850 Arbeitsplätze betreffen. 
Bei einer Info-Veranstaltung für die Nacht-

schichtler im November schlug der Perso-
nalleitung und dem Betriebsrat die Wut 
der Kollegen förmlich ins Gesicht. Dass sie 
die Folgen der Krise mit finanziellen Ein-
bußen oder Versetzung tragen sollen, traf 
auf breite Ablehnung.  Die Entscheidung 
blieb offen. 

Neue Gerüchte und Pläne zur Nacht-
schichtstreichung, zum möglichen Ver-
setzungsszenario und zur Entlassung von 

Leiharbeitern betrafen nun alle Schichten. 
Beunruhigte und aufgebrachte Kollegin-
nen und Kollegen forderten Klarheit über 
ihre Zukunft. Mehrere Besuche und Nach-
fragen beim Abteilungsbetriebsrat blie-
ben unbeantwortet. Als 18 Kolleginnen 
und Kollegen aus der Vormontage wäh-
rend der Arbeitszeit gemeinsam zum Be-
triebsrat marschierten, war das Druck auf 
dem Kessel – sie erhielten „vertraulich“   >   
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>  Auskunft zu den geplanten Eckpunkten.
Über Vertrauensleute und Ferti-

gungsgruppenleiter wurden die verein-
barten Ergebnisse verbreitetet: Die Nacht-
schicht bleibt in der Montage erhalten. Die 
Stückzahlen sollen nur auf einer der Wech-
selschichten runtergefahren werden. Um 
die 450 Kollegen sollen „freiwillig“ in an-
dere Bereiche wechseln. Mehrere Hundert 
Leiharbeiter werden bis Jahresende oder 
Ende März 2017 entlassen.

Im Ergebnis zeigt sich, dass der Wi-
derstand und der große Unmut der Nacht-

schicht-Kollegen die Schichtstreichung 
verhindert hat. Der Betriebsrat wollte 
nach seinem Versprechen nicht sein Ge-
sicht verlieren. Die Abwälzung der Kri-
senlasten betrifft in den Betrieben jetzt 
vor allem die Leiharbeiter und Kollegen 
der Schicht 1. Doch alle sind neu heraus-
gefordert, die Spaltung nach Schichten, 
zwischen Festangestellten und Leiharbei-
tern, nach Jung und Alt zu überwinden. 
Die Denkweise, die einen sind die Gewin-
ner und die anderen die Verlierer, schadet 
dem gemeinsamen Kampf und nimmt die 

Verantwortlichen und Verursacher der 
Krise aus dem Visier. Auch die Hoffnung, 
dass in einem halben Jahr wieder normale 
Produktion läuft, wird sich als Seifenblase 
entpuppen. Die nächste Schichtstreichung 
in der A4-Montage ist zudem bereits für 
nächsten Sommer geplant.  

Deshalb: keine Entlassung der Leih-
arbeiter! Kampf um jeden Arbeitsplatz! 
Für die 30-Stunden-Woche beim vollem 
Lohnausgleich!

� (Korrespondenz)

„Knast statt Boni“
Das Kasseler Komitee bei VW kämpft gegen die Abwälzung der Krisenlasten  
auf dem Rücken der Belegschaft und Bevölkerung – und für ein wirkliches Zukunftsprogramm

Im Juli haben wir es gegründet: Das Kasseler Komitee für die Zu-
kunft der Jugend – gegen die Umweltverbrecher und Profiteure 
in der VW-Krise. Es ist sehr gut angekommen, viele Betriebskol-
legen haben es zu ihrer Sache gemacht. Bei den bislang acht Tref-
fen sahen wir immer neue Gesichter, Kolleginnen und Kollegen 
von VW, Mitglieder der Umweltgewerkschaft Kassel, von Soli-
darität International e. V., der MLPD Kassel, der Umweltgruppe 
der MLPD Kassel und von AUF-Kassel (Personenwahlbündnis). 
Wir diskutierten und beschlossen ein Zukunftsprogramm, eine 
Kurzfassung als Unterschriftenliste und einen Aufkleber „Knast 
statt Boni!“. Auf Betriebsversammlungen wurde für das Komitee 
geworben.

Jetzt die neue Herausforderung: Der Vorstand kündigt bis 
2020 den Abbau von 30 000 Arbeitsplätzen an und 25 Prozent 
Produktivitätssteigerung auf unseren Rücken. Die Betriebsrats-
spitze ist mit der Unterstützung dieses sogenannten „Zukunfts-
pakt“ offen auf die Position des Unternehmens übergegangen. 
Die übergroße Mehrheit der Kollegen lehnt diesen „Zukunfts-
pakts“ ab. Aber vielen fehlt noch die Idee, was man dagegen 
machen kann. Viele Kollegen prüfen unser Zukunftsprogramm, 
keiner findet das schlecht. Es ist für viele eine neue Herausforde-
rung, sich mit VW anzulegen und die Gewerkschaft zur Kampf-
organisation zu machen.

Das Kasseler Komitee vertritt die kämpferische Richtung, 
den Kampf um jeden Arbeits- und Ausbildungsplatz. Nicht Still-
halten sichert Arbeitsplätze, sondern der offensive Kampf. Wir 

werden weitermachen und für jeden greifbar werden, der die 
kämpferische Richtung sucht.

Wir werden ein noch breiteres Bündnis werden und „neue“ 
Forderungen wie die nach dem Rücktritt von Verkehrsminister 
Dobrinth und Ähnliches beraten. � (Korrespondenz)

Man findet unsere Einladungen, das Zukunfts
programm und die Unterschriftenliste auf 	  
www.iaar.de (Stichwort: Gehilfen)
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Neue internationale 
Strukturkrise kündigt sich an

Der aufgedeckte systematische Be-
trug der gesamten Branche mit 
ihren nach unten manipulierten 
Abgaswerten hat VW in eine tiefe 
Krise gestürzt. Das fördert zusätz-
lich eine rasche Abkehr von den 

überholten Verbrennungsmotoren. Der Aufstieg 
neuer Automobilproduzenten wie des US-Konzerns 

Tesla, der massenhaft Elektro
autos und Batterien produzieren 
und verkaufen will, stachelt die 
Konkurrenz an. Neuimperialis-
tische Länder wie China und In-
dien wittern die Chance, mit der 
Produktion von Elektroautos den 
Weltmarkt zu erobern. Sie wollen 
die Vormachtstellung der Auto-
mobilkonzerne der alten impe

rialistischen Staaten brechen. Ihre Städte ersticken 
zudem in Smog und Schadstoffen – Umweltproteste 
bis zu aufstandsähnlichen Zuständen setzen die Re-
gierungen unter Druck. 

Der Wettlauf, wer bei den Elektroautos die Nase 
vorn hat, verstärkt den gnadenlosen Verdrängungs-
wettbewerb um die größten Anteile am Weltmarkt.

Die Zahl der weltweit zugelassenen Elektro-Pkw 
war 2015 mit 1,3 Millionen noch gering. Doch die Zu-
wachsraten sind enorm. Die Produktion stieg 2015 um 
68 Prozent auf 550 000 Fahrzeuge. Den höchsten Zu-
wachs verzeichnete China mit über 200 000 Neufahr-
zeugen. Das liegt auch daran, dass China dringende 
Schritte gegen die verheerende Umweltverschmut-
zung einleiten muss. Die USA führen im Bestand mit 
über 400 000 E-Fahrzeugen. Deutschland liegt mit 

55 250 zugelassenen E-Autos abgeschlagen auf einem 
der hinteren Plätze.1

Die IG Metall-Führung behauptet, die Umstel-
lung auf E-Autos würde die Arbeitsplätze in der Au-
tomobilindustrie sichern. Ihr 1. Vorsitzender Jörg 
Hofmann arbeitet in der von der Regierung und den 
Monopolverbänden 2010 ins Leben gerufenen „Na-
tionalen Plattform Elektromobilität“ an führender 
Stelle im „Lenkungskreis“ mit. Ziel der deutschen 
Autoübermonopole ist, mit staatlichen Fördergel-
dern in Milliardenhöhe weltweit zum „Leitanbie-
ter“ und „Leitmarkt“ für Elektrofahrzeuge aufzu-
steigen. Diese staatsmonopolistische Einrichtung 
behauptet mit dem Segen der IG Metall-Führung: 
„Deutschland sichert durch Elektromobilität das 
hohe Niveau der Beschäftigung entlang der gesam-
ten Wertschöpfungskette.“2 

Sicher werden für den Bau von Elektromotoren, 
Batterien usw. neue Werke gebraucht. Dafür 
fällt die Produktion von Motoren, Getrieben, 

der Abgasnachbehandlung usw. weg. Das bisherige 
Verkehrs- und Transportsystem, das Tankstellennetz, 
Raffinerien, ein großer Teil der Ölproduktion wür-
den überflüssig. Das alles wird eine gewaltige Kapi-
talvernichtung zur Folge haben, die Neueinsteiger 
wie Tesla, die nie Verbrennungsmotoren produziert 
haben, allerdings nicht trifft. 

„Ein normaler Verbrennungsmotor hat rund 
1400 Teile im Antriebsstrang, der Elektroantrieb nur 
210 Teile.“3 Noch krasser ist das Verhältnis nach Anga-
ben des Gesamtbetriebsratsvorsitzenden von BMW, 
Manfred Schoch, bei der Produktion der Motoren: 
„Ein Achtzylindermotor hat 1200 Teile, die montiert   > 

Die Umstellung der Pkw-Produktion weg von den umweltschädlichen Verbrennungs-
motoren auf Elektromotoren geht schneller voran als von den deutschen Automobil-
konzernen wie VW, Daimler usw. geplant. Auch die mächtige Erdölbranche hängt an 
der fossilen Verbrennung wie der Teufel an der armen Seele. Sie alle wollten so lange 
wie möglich am Diesel und den Benzinern festhalten, weil sie in diese Technologie 
sehr viel investiert haben und darin auf dem Weltmarkt führend sind

Neuimperialistische 
Länder wittern  

die Chance,  
den Weltmarkt  

zu erobern 
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werden müssen, ein Elektromotor nur 17 Teile.“4 Be-
triebsräte in der IG Metall befürchten, dass von den 
800 000 Arbeitsplätzen in der deutschen Automobil-
industrie einschließlich der Zulieferer 250 000  ge
fährdet sind, über 30 Prozent. Vor allem in den Moto-
ren- und Getriebewerken, aber auch darüber hinaus.5 
Bezogen auf die weltweit rund neun Millionen Au-
tomobilarbeiter sind das 2,7 Millionen gefährdete 
Arbeitsplätze.

Da die Elektromotoren weniger verschleißen 
und einfacher sind in der Wartung, fallen 
auch Tausende von Arbeitsplätzen in den 

Werkstätten weg. Die Auswirkungen werden auch die 
Stahlarbeiter treffen. BMW baut ein Elektroauto mit 
einer Karosserie aus Carbon, was über 300 Kilogramm 
an Stahl einspart. Bis 2030 wollen Indien, China, aber 
auch die USA, die EU und Japan die Produktion weit-
gehend auf Elektroautos umstellen. Eine gnadenlose  
Vernichtungsschlacht auf dem Rücken der Industrie
arbeiter und der breiten Massen kommt in Gang.

Die Lösung für die Arbeiterklasse kann nicht 
darin liegen, die umweltschädigende Produktion 

von Verbrennungsmotoren fortzuführen, um die Ar-
beitsplätze zu erhalten. Die Verkürzung der wöchent-
lichen Arbeitszeit auf 30 Stunden bei vollem Lohnaus-
gleich würde weltweit Millionen neuer Arbeitsplätze 
schaffen. Statt Verbrennungsmotoren zu bauen, kön-
nen Hunderttausende von Automobilarbeitern um-
geschult werden auf die Produktion umweltfreundli-
cher Nahverkehrsmittel. Das Kernproblem ist die auf 
die Erzielung von Maximalprofiten ausgerichtete ka-
pitalistische Produktionsweise, der die Arbeitsplätze 
und die Umwelt geopfert werden. Ohne eine grund-
legende gesellschaftliche Veränderung ist es nur sehr 
eingeschränkt und nur vorübergehend möglich, den 
technischen Fortschritt im Interesse der Erhaltung 
von Mensch und Natur zu gestalten.
� (dg)

1 �Zentrum für Sonnenenergie und Wasserstoff-Forschung 
Baden-Württemberg

2 �Wegweiser Elektromobilität Juni 2016
3 �www.golem.de, 5. 12. 2011
4 �www.sueddeutsche.de, 13. 9. 2016
5 �www.sueddeutsche.de, 28. 11. 2016 
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PKW-Montagewerk: Die Umstellung auf Elektroautos gefährdet weltweit ein Drittel aller Arbeitsplätze – Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnaus-

gleich dringend erforderlich
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E-Mobilität – Problemlösung  
oder neues Problem?

Bisher haben sie regenerative Antriebe massiv bekämpft. Jetzt verkünden viele Autokonzerne den  
Umstieg auf E-Autos wie eine Heilsbotschaft – und gleichzeitig massenhaften Stellenabbau

Unstrittig: Nicht nur der beschleunigte 
Übergang in die globale Klimakatastro-
phe erfordert einen schnellen Ausstieg 
aus der fossilen Verbrennung. In der Eu-
ropäischen Union übersteigen die Luft-
schadstoffwerte in 95 Prozent der Städte 
die von der Weltgesundheitsorganisation 
gesetzten Richtlinien. Die EU-Kommission 
geht davon aus, dass jährlich 400 000 
Menschen vorzeitig an den Folgen von 
Luftverschmutzung sterben. 

Zu Recht weisen Automobilarbei-
ter und andere Leser in Zuschriften an 
das Rote Fahne Magazin aber darauf hin, 
dass Elektro-Autos und auch Fahrzeuge 
mit Brennstoffzellen-Technik neue Um-
weltprobleme heraufbeschwören. Für die 
Hochleistungs-Batterien werden große 
Mengen Lithium benötigt. Die Ressourcen 
für Lithium sind knapp, die Hauptvorräte 
liegen in Bolivien und – Afghanistan! Wei-
tere seltene Erden und Edelmetalle wie 
Platin werden benötigt. Diese Rohstoffe 
werden mit destruktiven Methoden geför-
dert und vergiften großflächig Menschen 
und Umwelt. Die Entsorgung alter Akkus 
ist problematisch. 

Natürlich muss die Umstellung auf 
E-Autos auch mit einer Fortsetzung der 
Umstellung in der Energiegewinnung ver-
bunden sein. Wird der Strom aus Kohle
verbrennung oder Atomkraft gewonnen, 
schränkt das den Nutzen gravierend ein.

Auch muss weiter an modernen 
Antrieben geforscht werden, die dank 
Hybrid-Technik, Brennstoffzellen und Ge-
neratoren auf aufwendige Batterien zu-
nehmend verzichten können.

Der Dauerverkehrsinfarkt in den Bal-
lungsgebieten schreit zudem nach einer 
ganz anderen Politik der Verkehrs- und 
Städteplanung: alternative öffentliche 
Transportmittel, Entflechtung der Mega-
Citys. Das kann der Kapitalismus insge-
samt genauso wenig meistern wie eine 
umfassende Kreislaufwirtschaft! 

Arbeiter- und Umweltbewegung 
stehen international vor der großen He-
rausforderung gemeinsamer Kämpfe für 
Arbeitsplätze und wirklichen Umwelt-
schutz!� (gb)

1 �Stefan Engel, „Katastrophenalarm! Was tun 
gegen die mutwillige Zerstörung der Einheit 
von Mensch und Natur?“ S. 273/274
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Lithium-Abbau wird als Raubbau betrieben und hinterlässt große Umweltschäden, wie hier in 

Esmeralda County, Nevada, USA

„Der Kampf für umweltschonende Techno
logien oder Produktionsverfahren – zum 
Beispiel erneuerbare Energien oder 
emissionsfreie Antriebe – kann einzelne 
Verschärfungen der Umweltkrise abmildern 
und Verbesserungen zugunsten der Umwelt 
erreichen. Doch selbst die Durchsetzung 
technischer und wirtschaftlicher Reformen 
auf Kosten der Profite wird unter den 
Bedingungen des heutigen Kapitalismus  
die Entwicklung zur globalen Umwelt
katastrophe nicht aufhalten können.  
Die Kämpfe müssen als Schule des aktiven 
Widerstands und des Klassenkampfs  
geführt werden.“ 1 
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Berthold Huber, ehemals IG Metall-Vorsitzender, deckte im 

VW-Aufsichtsrat die Abgasmanipulation.

Rechte Gewerkschaftsführer, vor allem Co-Manager 
aus IG Metall und IGBCE, sahen sich in der Krise ge-
nötigt, den Monopolen und ihrer Regierung hilfreich 
zur Seite zu springen. Ohne irgendeine Legitima-
tion der gewerkschaftlichen Basis erklärten sie, die 
Arbeiter und Angestellten seien bereit, für die Kon-
kurrenzfähigkeit der BRD-Wirtschaft auf Forderun-
gen zu verzichten. Wie im Dezember 2008 auf einem 
Krisengipfel im Kanzleramt zwischen Regierung, 
Monopolen und reformistischer Gewerkschaftsfüh-
rung vereinbart, stellte erstmals in der Tarifrunde 
2009 die IG Metall keine Lohnforderung auf. Die Po-
litik der Klassenzusammenarbeit führte dazu, dass 
die Tarifrunde dann ohne auch nur einen einzigen 
Warnstreik vorzeitig mit einem faulen Kompromiss 
beendet wurde. …

Reformistische Betriebsratsspitzen wie bei 
Daimler, Opel, Bosch oder Siemens gaben sich dazu 

her, Programme der Vorstände zur verschärften Aus-
beutung der Belegschaften mitzutragen oder gar 
Werksschließungen zu akzeptieren wie beim Opel-
Werk in Antwerpen/Belgien.

Die Argumentation, mit der solche Manöver ge-
rechtfertigt werden, läuft immer auf die sozialchauvi-
nistische Grundlinie hinaus: Arbeiterklasse und Mo-
nopole des eigenen Landes hätten ein gemeinsames 
Interesse an der Steigerung der Maximalprofite, an 
wirtschaftlicher und politischer Expansion und an 
der Plünderung anderer Staaten. 

Chauvinismus ist extremer Nationalismus, So-
zialchauvinismus verbrämt und rechtfertigt ihn mit 
einem „sozialen“ Anstrich. Lenin brandmarkte den 
Sozialchauvinismus als die offen aufgebrochene „Ei-
terbeule“ des Opportunismus. Er legte sein Wesen 
offen: dass privilegierte Partei- und Gewerkschafts-
bürokraten ein Bündnis mit der Bourgeoisie gegen 
die Masse des Proletariats eingehen.

„Aufteilung der Welt durch die Großmächte bedeu-
tet, daß alle ihre besitzenden Schichten interessiert sind 
an dem Besitz von Kolonien und Einflußsphären, an der 
Unterdrückung fremder Nationen, an den mehr oder 
minder einträglichen Pöstchen und Privilegien, die mit 
der Zugehörigkeit zu einer ,Groß‘macht und zu einer 
unterdrückenden Nation verbunden sind.“ („Der Zu-
sammenbruch der II. Internationale“, Lenin, Werke, 
Bd. 21, S. 222)

Das internationale Proletariat darf nicht Arzt am 
Krankenbett des unheilbar dahinsiechenden und his-
torisch längst überholten Kapitalismus spielen und 
mit den imperialistischen Plünderern ein Bündnis 
gegen die eigenen Klassenbrüder in anderen Ländern 
schließen. Es ist vielmehr seine Pflicht, die allgemeine 
Krise zu nutzen, das imperialistische Weltsystem an-
zugreifen und zu stürzen. Das ist allerdings, trotz des 
allgemeinen Linkstrends, in Deutschland keineswegs 
unumstritten. 

Stefan Engel
Morgenröte  
der internationalen  
sozialistischen  
Revolution
620 Seiten
Hardcover 
Preis: 28,00 Euro 
Taschenbuch 
Preis: 14,80 Euro 
Zu bestellen bei: 
Verlag Neuer Weg, 
Alte Bottroper Str. 42, 
45356 Essen, 
Tel.: 0201 25915 
vertrieb@neuerweg.de
www.people-to- 
people.de

Zu was die Politik der  
Klassenzusammenarbeit führt
Bereits während der Weltwirtschafts- und Finanzkrise 2008–2014 trieb die Politik 
der Klassenzusammenarbeit immer offenere Blüten. Wie weit das ging und welche 
Ursachen das hat, wird im Buch von Stefan Engel „Morgenröte der internationalen 
sozialistischen Revolution“ (S. 550 ff) untersucht
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Alexander Dobrindt – Ober-Vertuscher  
im Dienst der Autokonzerne

Journalisten der Deutschen Presseagen-
tur, des Bayrischen Rundfunks und von 
Spiegel Online konnten E-Mails einse-
hen, die zwischen dem Bundesverkehrs-
ministerium, dem Kraftfahrtbundesamt 
(KBA) und Führungsetagen deutscher 
Autokonzerne verschickt wurden. Daraus 
geht hervor, wie VW und weitere Auto-

hersteller bei dem im April veröffentlich-
ten Bericht der „unabhängigen“ Untersu-
chungskommission im wahrsten Sinn des 
Wortes „die Feder führten“. Ein VW-Ver-
treter schrieb an das KBA, man wolle der 
Untersuchungskommission einen „abge-
stimmten Vorschlag“ machen. Vor allem 
sollten Formulierungen vermieden wer-
den, die auf Gesetzesverstöße der Kon-
zerne hindeuten. So schrieb ein Vertreter 
von Opel an das KBA, man könne einer For-
mulierung im Entwurf des Berichts nicht 
zustimmen, wonach „Maßnahmen zur 
Wiederherstellung der Vorschriftsmäßig-
keit“ ergriffen würden. Stattdessen solle 
von „freiwilliger Produktverbesserung“ 
gesprochen werden. Der Präsident des 
KBA, Ekhard Zinke, pflichtete Opel darin 
bei. Offenherzig unterschrieb er: „Mit 
industriefreundlichem Gruß“.

Trotz dieser eindeutigen Parteilich-
keit bringt es Dobrindt fertig, in einer Stel-
lungnahme mitzuteilen: „Die Meinungs-
bildung erfolgte unabhängig.“

Diese enge Zusammenarbeit von 
KBA, Bundesverkehrsministerium und Au-
tokonzernen zeigt: Dobrindts Kommission 
hatte nie die Aufgabe, irgendetwas aufzu-
decken. Solche Untersuchungskommissi-
onen dienen ausschließlich dem Zweck, 
die tatsächlichen Vorgänge zu vertuschen. 
Gleichzeitig wird so den Ergebnissen der 
Untersuchung der rechtsstaatliche Nim-
bus von Unabhängigkeit verliehen. Dafür 
spricht auch, dass Dobrindts Kommission 
sowieso keine Erkenntnisse liefern konnte, 
die nicht längst bekannt waren. Bereits 
2007 beauftragte die EU-Kommission bei 
ihrer Forschungseinrichtung JRC (Joint Re-

search Centre) eine Untersuchung von Die-
sel-Fahrzeugen, weil sich die Luftqualität 
trotz strengerer Abgasvorschriften nicht 
verbesserte. 2008 wurden die Ergebnisse 
veröffentlicht und der EU-Kommission 
vorgelegt. Ihr Ergebnis: Der Stickoxid-Aus-
stoß von Dieselfahrzeugen ist im realen 
Fahrbetrieb viel höher als in Labortests.1 
Ein internes Schreiben vom 8. 10. 2010 be-
legt die Diskrepanz zwischen den Emis-
sionen von Dieselautos bei der Typenzu-
lassung und im normalen Fahrbetrieb. Es 
sei auch klar, woran das liege: am „ver-
breiteten Einsatz gewisser Minderungs-
technologien in Dieselfahrzeugen“2. Aber 
auch die EU-Kommission unternahm 
nichts zum Schutz der Menschen. Und >  

Eine im September 2015 von Verkehrsminister Alexander Dobrindt (CSU) eingesetzte Untersuchungs
kommission sollte angeblich die jahrelangen Abgas-Manipulationen der Autokonzerne aufklären.  
Tatsächlich ist die Kommission selber ein Werkzeug der Vertuschung – und das mit staatlichem Siegel ist
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Alexander Dobrindt: Dienstleister der Auto-

monopole

In dieser mittlerweile zehntausendfach ver-

breiteten Broschüre weist die MLPD nach, wie 

das VW-Betrugssystem im Rahmen des staats-

monopolistischen Kapitalismus funktioniert.

Zu beziehen bei: Verlag Neuer Weg  

Tel.: 0201 25915, Fax: 0201 6144462 

E-Mail: vertrieb@neuerweg.de

oder überall bei der MLPD
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Jahrzehntelang lief es wie geschmiert. 
Unser Verband der Deutschen Automobi-
lindustrie und die Vorstände unserer Mit-
gliedsfirmen stimmten sich regelmäßig 
mit dem Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) und 
der Regierung sowie den EU-Institutionen 
ab. Auch konnten wir uns dabei auf die 
Unterstützung der IG-Metall-Spitze ver-
lassen. Dadurch konnten übertriebene 
Emissionsgrenzwerte und deren Kontrolle 
verhindert werden. 

Dann der Ärger mit der US-Umweltbe-
hörde, die VW und anderen Herstellern 
Abgasmanipulation unterstellte – zur 
Freude der schon abgehängten amerikani-
schen Konkurrenten. Monatelang waren 
wir und unser eingespieltes, geräuschlo-
ses Zusammenspiel am öffentlichen Pran-
ger. Es drohte sich zu einer nicht mehr be-
herrschbaren, gesamtpolitischen Krise zu 
entwickeln. 

Mit der im September 2015 eingesetzten 
„Untersuchungskommission VW“ hatten 
wir die Hoffnung, die in der Öffentlichkeit 
arg ramponierte „Unabhängigkeit“ der 
Bundesregierung wieder aufzupolieren. 

Glücklicherweise unter Leitung unseres 
geschätzten Auto(konzern)-Verstehers 
Bundesverkehrsminister Alexander Do
brindt (CSU). 

Das hatte natürlich seinen Preis. So war 
nicht ganz zu verhindern, dass im Ab-
schlussbericht zugegeben werden mus-
ste: „Bei 22 von 53 getesteten Diesel-
modellen (bestanden) Zweifel, ob das 
Herunterregeln der Abgasreinigung bei 
niedrigen Temperaturen wirklich mit 
dem Schutz von Motorbauteilen zu tun 
hat.“ Glücklicherweise weiß nicht jeder, 
dass die niedrigen Temperaturen bei man-
chen Modellen schon bei unter 17 Grad 
beginnen. Aber immerhin „bestanden nur 
Zweifel“. Solche Formulierungen waren 
das Ergebnis einer harten Arbeit der Strip-
penzieher unseres Verbandes und des Ein-
flusses auf das Dobrindt unterstehende 
Kraftfahrt-Bundesamt. 

Doch was machen diese Laien-Schau-
spieler? Lassen es zu, dass vertrauliche 
E-Mails vom KBA mit unseren Mitglieds-
firmen an die Öffentlichkeit gelangen kön-
nen! Ein Fressen für die Medien, die aus 

einer Notiz des KBA berichtet haben, „es 
werde mit den Herstellern ‚zuvor konkret 
besprochen‘, was veröffentlicht werde.“ 
Eine Steilvorlage für die ohnehin unter 
den Leuten grassierende Kritik an den 
„profitgierigen Autokonzernen und Kum-
panei mit der Regierung“! 
Mit besorgten Grüßen – VDA
� Stuttgart (Korrespondenz)

(Alle Zitate aus Stuttgarter Zeitung vom 
12.     11. 2016 und rf-news vom 14. 11. 2016)

Immer Ärger mit dem Personal
Ein „besorgter“ Brief des Verbands der Deutschen Automobilindustrie (VDA) kursiert in gewöhnlich gut informierten Kreisen. 
Die Redaktion Rote Fahne erhielt davon Kenntnis und möchte ihn den Lesern nicht vorenthalten

> das, obwohl sie bereits 2007 eine Ver-
ordnung beschlossen hatte, die den Ein-
satz von Abschaltvorrichtungen verbietet 
und den EU-Staaten vorschreibt, für der-
artige Verstöße Strafen festzulegen und 
anzuwenden3. Die Frist der EU zur Um-
setzung dieser Vorgabe in der nationalen 
Gesetzgebung verstrich 2009. Dennoch 
strebte die EU-Kommission seitdem keine 
Vertragsverletzungsverfahren gegen die 
einzelnen Staaten an. Als 2015 die Mani-
pulationen von VW durch die US-Umwelt-

behörde nachgewiesen wurden, taten 
dennoch sämtliche Instanzen von der VW-
Chefetage über die Landes- und Bundesre-
gierung bis zur EU-Kommission so, als ob 
sie von nichts wüssten. Das läßt nur einen 
Schluss zu: Sowohl die deutsche, als auch 
führende europäische Regierungen bis 
hinein in die höchsten EU-Gremien sind 
Bestandteil des Betrugssystems mit VW 
an der Spitze.

Jetzt wurden Bundeskanzlerin An-
gela Merkel und ihr Minister Dobrindt vor 

den Untersuchungsausschuss geladen. 
Ebenso Kanzleramtsminister Peter Alt-
maier (CDU), Umweltministerin Barbara 
Hendricks (SPD) und Vizekanzler bzw. 
Wirtschaftsminister Sigmar Gabriel (SPD). 
Dort werden sie versuchen, den Schein zu 
wahren, sie hätten nicht lange vor den US-
Behörden Bescheid gewusst.

� (kd/mk)

1 Spiegel-online 14. 7. 16;  2 Zeit-online 14. 7. 16
3 Spiegel-online 7. 10. 16
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„Wir sind dagegen, die Standorte 
gegeneinander auszuspielen“

Als die brasilianischen VW-Arbeiter streikten

Die Rote Fahne sprach mit Diego Reyon, Sprecher der Gewerkschaft CGT für die zu  
VW gehörende SEAT-Gruppe in Spanien. Er ist seit Jahren aktiv für die Internationale 
Automobilarbeiterkoordination

Rote Fahne: Was meinst du zu den jetzt be­
kannt  gewordenen Plänen des VW-Konzerns?
Diego Reyon: Zuallererst möchte ich 
allen Kolleginnen und Kollegen unsere 
volle Solidarität ausdrücken, besonders 
denen, die ihren Arbeitsplatz verlieren 
sollen, den Leiharbeitern, und denen, die 
in die Rente geschickt werden sollen. VW 
nützt den Diesel-Gate, um einen brutalen 
Umbau der Strukturen auf Kosten der Be-
schäftigten durchzuführen.

Welche Folgen hat das für die Kolleginnen 
und Kollegen in Spanien? 
Die Umstrukturierung wird mit Sicherheit 
künftig alle Standorte treffen, auch in Spa-
nien. Darauf müssen wir eingestellt sein. 
Schon jetzt wird zum Beispiel ein Modell, 

das ab 2018 in Barcelona produziert wer-
den sollte, nach Wolfsburg vergeben. Bis-
her haben sie immer behauptet, es solle in 
Spanien produziert werden, weil es dort 
billiger sei. Die offiziellen Gewerkschafts-
vertreter machen da mit und akzeptieren 
die Maßnahmen des Konzerns. Wir sind 
dagegen, dass die Standorte gegenein-
ander ausgespielt werden! Und wir ver-
langen schon lange umweltschonende 
Alternativen.

Wie kann die internationale Zusammen­
arbeit der Belegschaften vorangebracht 
werden? 
Wir arbeiten in der Internationalen Ko-
ordinierung der Automobilarbeiter mit 
(www.iac.de). Sie muss sich mit den 

neuen Entwicklungen auseinandersetzen, 
die dazu führen werden, dass mit sehr viel 
weniger Arbeitern mehr produziert wird. 
Wir unterstützen es, dass international an 
den verschiedenen Standorten gemein-
same Aktionen durchgeführt werden. 
Jetzt brauchen wir dringend eine dras-
tische Verkürzung der Arbeitszeit – mit 
Lohnausgleich!

Vielen Dank für das Gespräch!

Elf Tage lang streikte Anfang 2015 die 
Belegschaft des VW-Werks Anchieta in 
Sao Paulo (Brasilien) gegen 800 geplante 
Entlassungen. 

Der Streik hatte Signalwirkung, auch 
für andere Automobil-Belegschaften. 
Die Arbeiter bei Mercedes und Ford tra-
ten ebenfalls in Streiks gegen Pläne zur 
Arbeitsplatzvernichtung. 

Die Koordinierungsgruppe der Inter-
nationalen Automobilarbeiterkonferenz 
rief zur Solidarität auf: „Die Automobilar-
beiter in Deutschland und weltweit sind 
aufgerufen, die Solidarität mit den strei-
kenden VW- und Mercedes-Arbeitern Bra-
siliens zu organisieren …“ Nach elf Tagen 
Streik musste VW die 800 Entlassenen 
wieder einstellen.� (ms)

Streikversammlung der VW-Arbeiter in Sao 

Paulo (Brasilien), Anfang 2015

DIEGO REYON

Streik bei Mercedes in Ungarn

Am 24. 11. 2016 traten rund 60 Kolleginnen und Kollegen der Nachtschicht im Mercedes-Werk in Kecskemét (Ungarn) in einen zweistündigen 
Warnstreik wegen gescheiterter Tarifverhandlungen. Die Metallgewerkschaft Vasas verlangt eine 15-prozentige Lohnerhöhung, die von der 
Werksleitung abgelehnt wurde. 




